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taz on tour Radikale Abtreibungsgegner_innen gewinnen an Einfluss.  
Warum die Bewegung überschätzt wird und trotzdem gefährlich ist

■■ Seit 1995 ist ein Schwanger-
schaftsabbruch straffrei, wenn er 
innerhalb einer Frist von 12 Wo-
chen und nach Beratung erfolgt. 
Mit Paragraf 218 ist ein Abbruch 
grundsätzlich aber noch immer 
strafbar – und nach Paragraf 
219a auch das Werben dafür.

Die Debatte

Hält sich an seinem Glauben fest: Teilnehmer des „Marschs für das Leben“ 2015  Foto: Nils Stelte/Ostkreuz

AUS BERLIN KATRIN GOTTSCHALK

D ie braunen Farbflecken 
am Hauseingang der 
Fehrbelliner Straße 99 
im Prenzlauer Berg sind 

Kampfspuren. Sie verteilen sich 
über ein Fenster und das Klin-
gelschild: BVL, Geschäftsstelle. 
Der Bundesverband Lebens-
schutz organisiert von hier aus 
jedes Jahr den „Marsch für das 
Leben – für ein Europa ohne 
Abtreibung und Euthanasie“. 
Der zu den Farbbeuteln gehö-
rige Spruch „Eure Propaganda 
stinkt zum Himmel“ ist mitt-
lerweile verschwunden, statt-
dessen ruft ein Plakat zum dies-
jährigen Marsch auf. Darauf hält 
ein Kind mit Trisomie 21 ein ro-
tes Herz in den Händen. Was da-
ran soll Propaganda sein?

Gegenüber einer hippen Aus-
stellungshalle und zwei Gehmi-
nuten von „Chantal’s House of 
Shame“ entfernt, bildet der Ein-
gang des Pfarrhauses der Herz- 
Jesu-Gemeinde ein Symbol mit-
ten in Berlin – für einen Kampf, 
der am kommenden Samstag 
wieder auf die Straße getragen 
wird. Fundamentale Christ_in-
nen, die sich „Lebensschützer_
innen“ nennen, werden schwei-
gend marschieren; ein feminis-
tisches Bündnis wird versuchen, 
sie zu blockieren. Beide Lager 
nehmen für sich in Anspruch, in 
den letzten Jahren immer mehr 
Menschen zu mobilisieren.

Stagnierende Zahlen
„Unserer Meinung nach waren 
bei dem Marsch im vergange-
nen Jahr nicht mehr Leute da-
bei als im Jahr zuvor,“ kocht 
Ulli Jentsch jeglichen Alarmis-
mus herunter. Er sitzt im Kü-
chenbereich des „apabiz“, kurz 
für: Antifaschistisches Presse-
archiv und Bildungszentrum 
Berlin, das im vierten Stock ei-
nes Hinterhofgebäudes  in Ber-
lin-Kreuzberg liegt.

Das apabiz sammelt seit 30 
Jahren Medien zum Thema 
Rechtsextremismus, darun-
ter vor allem Primärquellen 
der rechten Szene. Über For-
schungen zu Antifeminismus 
in der extremen Rechten ist 
Ulli Jentsch 2008 erstmals auf 
einem „Marsch für das Leben“ 
in Berlin gestoßen – und damit 
auf die „Lebensschützer_innen“.

Der Berliner Marsch ist die 
größte in Deutschland statt-
findende Versammlung die-
ser Art. Etwa 5.000 Menschen 
folgten 2014 dem Aufmarsch, 
2015 waren es laut Jentsch nicht 
mehr: „Wir haben dreimal nach-
gezählt.“ Die Kernklientel der 
Bewegung sei schlicht ausge-
schöpft. „Alles, was im Mo-
ment gesamtgesellschaftlich 
diskutiert wird, dreht sich um 
Flüchtlinge oder Terror. Da gibt 
es keine Anschlussmöglichkeit 
für Anti-Abtreibungs-Politik.“

Wenn es um den Einfluss der 
Bewegung geht, wird häufig auf 
eine sichtbare Verbindung zur 
AfD hingewiesen. Im letzten 
Jahr lief die Berliner Landesvor-
sitzende Beatrix von Storch in 
der ersten Reihe mit. Ist die AfD 
die politische Heimat der christ-
lichen Fundamentalist_innen?

„Der Einfluss ist geringer, 
als wir gedacht hätten,“ sagt 
Ulli Jentsch. „Wir gehen viel-
mehr davon aus, dass ein Teil 
des Erfolges der Lebensschutz-
bewegung, wie wir sie auf der 
Straße sehen, vor allem darin 
liegt, sich parteipolitisch nicht 
festzulegen.“ Die große Frage 
sei dieses Jahr  deshalb, ob von 
Storch so kurz vor der Berlin-
Wahl wieder an vorderster Front 
mitmarschiert.

Rechts, 
christlich – AfD?

LEBENSSCHUTZ Dass Abtreibungen straflos bleiben, 
scheint unantastbar. Obwohl christliche 
Fundamentalist_innen und Neue Rechte das 
deutsche Gesetz beständig in Frage stellen

for Choice“ an der Berliner Cha-
rité. Khiem Tran und Elisa Tack-
mann sitzen beim Gespräch auf 
der Wiese vor der anatomischen 
Fakultät der Charité.

„Wir sind keine politische 
Gruppe, sondern leisten Bil-
dungsarbeit“, sagt Tran. Ihr An-
satz geht vor allem darum, die 
medizinische Ausbildung viel-
fältiger zu gestalten. Tran, Tack-
mann und ihre Mitstreiter_in-
nen wollen auf lange Sicht das 
Kern-Curriculum um mehr Ein-
heiten in Sachen Verhütung und 
Schwangerschaftsabbruch er-
weitern.

Vermeintliches Risiko
„Schwangerschaftsabbrüche  
sind einer der häufigsten Ein-
griffe in der Gynäkologie“, er-
klärt Khiem  Tran. „Etwa 100.000  
Personen haben im letzten Jahr 
einen durchführen lassen. Es 
ist seltsam, dass dieses Thema 
in der Praxis so wichtig ist, in 
der Ausbildung aber nicht ge-
lehrt wird.“ Tran vermutet poli-
tische Gründe dahinter. Von Le-
bensschützer_innen, die in die 
Ausbildung eingreifen wollen, 
haben die beiden bislang nicht 
mitbekommen.

„Viele Abtreibungsgegner_in-
nen betonen immer die physi-
schen und psychischen Risiken 
von Schwangerschaftsabbrü-
chen“, sagt Tran. „Dabei sind le-
gal durchgeführte Abtreibun-
gen unglaublich sicher. Das Ri-
siko, bei einer Lebendgeburt zu 
sterben, ist 14-mal höher als bei 
einer Abtreibung. Und Frauen, 
die ein lebendes Kind gebären, 
haben ein 1,3-mal höheres Ri-
siko, psychische Probleme zu 
bekommen.“

Fakt ist, dass Frauen, die ein 
behindertes Kind erwarten, 
sich eher für einen Schwanger-
schaftsabbruch entscheiden 
würden. Der Bundesverband Le-
bensschutz wirbt nicht umsonst 
seit Jahren mit einem Kind mit 
Trisomie 21 für seinen Marsch.

In den Gängen der anatomi-
schen Fakultät der Charité ist es 
leer. Zwischen den Schaukästen 
mit den anatomischen Präpara-
ten stehen lange Tische, an de-
nen während des Semesters 
die Studierenden lernen. Hin-
ten rechts sind die Föten. In der 
zwölften Woche – da ist alles Äu-
ßerliche schon deutlich vorhan-
den. Arme, Beine, Finger, Zehen, 
Kopf, Nase, Ohren. Bis dahin ist 
ein Schwangerschaftsabbruch 
in Deutschland relativ unkom-
pliziert. Wann fängt menschli-
ches Leben an?

Die „Lebensschützer_innen“ 
haben darauf eine einfache Ant-
wort: mit der Befruchtung der 
Eizelle. „Ich vertrete da schon 
die radikal liberale Position: 
das sogenannte ungeborene 
Leben ist für mich Schwanger-
schaftsgewebe, und die Frau ent-
scheidet einzig und allein, ob sie 
eine Schwangerschaft austragen 
möchte oder nicht“, setzt Medi-
zinstudent Tran dagegen.

„Wenn Lebensschützer mei-
nen, das Leben beginne schon 
früher, dann können sie das ja 
meinen. Aber wir denken, dass 
jeder die Wahl haben sollte – 
deshalb sind wir pro choice,“ 
schließt Tackmann.

Das sind die Pole. Hier dieje-
nigen, die für Wahlfreiheit sind, 
dort diejenigen, die für den be-
dingungslosen „Schutz des un-
geborenen Lebens“ plädieren. 
Am Samstag werden beide Sei-
ten wieder aufeinandertref-
fen und um ein Thema kämp-
fen, das gesamtgesellschaftlich 
gerade kaum behandelt wird. 
Wenn es aufkommt, emotiona-
lisiert es dafür umso mehr.

AfD und Lebensschutz Hand 
in Hand? Ein Interview mit der 
taz möchte Martin Lohmann, 
Vorstandsvorsitzender des Bun-
desverbands Lebensrecht, nicht 
geben. Auf seiner Facebook-Seite 
verkündet der rechtskatholische 
Publizist allerdings rege: „Partei-
politiker sind selbstverständ-
lich zur Teilnahme eingeladen, 
werden aber nicht in der ersten 
Reihe mitgehen.“ So schadet die 
AfD nicht dem Bild der „Lebens-
schützer_innen“, die möglichst 
harmlos daherkommen wollen. 
Und diese wiederum schaden 
nicht der AfD, deren Mitglieder 
aus doch recht diversen Zusam-
menhängen kommen.

Im Grundsatzprogramm der 
AfD steht, die Partei setze sich 
„für eine Willkommenskultur 
für Neu- und Ungeborene“ ein. 
Diese Rhetorik findet sich auch 
in Martin Lohmanns Rede, die er 
auf dem „Marsch für das Leben“ 
im letzten Jahr gehalten hat. Ulli 
Jentsch vom Antifaschistischen 
Pressearchiv meint dazu: „Diese 
Formulierung bildet ganz gut 
die Klammer für den Teil des 
rechten politischen Spektrums, 
das die Lebensschutzfrage auch 
immer in einem nationalisti-
schen Kontext sieht. Nämlich 
mit der Frage: Bleibt unser Volk 
erhalten?“

Nach den Bedürfnissen der 
Frauen fragen dagegen Schwan-

gerschaftsberatungsstellen wie 
das Familienplanungszentrum 
Berlin. Gegründet Anfang der 
1990er im Osten Berlins von 
Ulrike Busch, die mittlerweile 
zu Familienplanung und Bera-
tung an der Universität Merse-
burg forscht und lehrt. Busch 
weiß um die Strategien christ-
licher Fundamentalist_innen. 
Etwa, den Druck auf Ärzt_in-
nen zu erhöhen, weil sie häufi-
ger wegen des Verdachts auf Ver-
stoß gegen Paragraf 219a ange-
zeigt werden. Dieser Paragraf 
verbietet die Werbung für ei-
nen Schwangerschaftsabbruch. 
Radikale Lebensschützer_innen 
werten bereits Beratungsange-
bote von nichtkonfessionel-
len Trägern oft auf diese Weise, 
manchmal genügt aber auch 
die schlichte Angabe einer Ärz-
tin, dass sie Schwangerschafts-
abbrüche vornimmt. Und jeder 
Anzeige wird nachgegangen. 

Angstmache
„Es breitet sich ein Klima aus, 
in dem man sich nicht be-
wegen möchte“, fasst Ulrike 
Busch zusammen. „Paragraf 
218 stellt nicht nur die Frauen 
unter Strafe, sondern auch die 
durchführenden Ärzte befin-
den sich permanent im Straf-
rechtskontext. Wenn gesell-
schaftliche Gruppierungen 
dies gut benutzen und massiv 
nach vorn treiben, Ärzte an-
zeigen, auf ihren Homepages 
als ‚Tötungsärzte‘ diffamie-
ren, vor ihren Praxen Frauen 
mit sogenannten ‚Gehsteig-
beratungen‘ bedrängen, dann  
ist die ohnehin zu beobach-
tende Zurückhaltung von Ärz-
ten, Schwangerschaftsabbrüche 
anzubieten, noch viel größer.“

Um gerade unter angehen-
den Ärzt_innen aufzuklären, 
gründete sich vor einem Jahr 
die Gruppe „Medical Students 

■■ Am 17. 9. demonstrieren beim 
„Marsch für das Leben“ christli-
che Fundamentalist_innen und 
Rechte „für ein Europa ohne 
Abtreibung“. Zu Gegenprotesten 
rufen das Bündnis für sexuelle 
Selbstbestimmung und das 
„What the fuck“-Bündnis auf.

■■ Heute Abend diskutieren Anja 
Kofbinger (Bündnis 90/Grüne), 
Stefan Nachtwey (Familienbe-
ratungszentrum Balance) und 
Kirsten Achtelik (Autorin) um  
19 Uhr im taz Café in der Rudi- 
Dutschke-Straße 23 in Berlin  
zum Thema.

Die Kernklientel der 
Bewegung der Le-
bensschützer_innen 
ist ausgeschöpft“
ULLI JENTSCH, APABIZ


